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>	 MEHR ONLINE

	 Praktische Ergänzungen zu
	 einigen Beiträgen und zusätz-
	 liche Inhalte finden Sie auf
	 www.hug-neukoelln.de
	 Zum schnellen Auffinden sind
	 online verfügbare Inhalte mit
	 einem Such-Code versehen,
	 zum Beispiel für diesen Hinweis
	 Such-Code: 2106-00xx-k1
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Intensivierung unserer 
Online-Veranstaltungen

Aufgrund der Pandemie-Situation bie-
ten wir unsere Informationsveranstal-
tungen ausschließlich online an. Sobald 
es die Vorschriften zulassen, werden wir 
auch wieder Präsenzveranstaltungen 
anbieten. Da die Online-Veranstaltun-
gen eine sehr positive Resonanz hatten, 
haben wir uns entschlossen, dieses An-
gebot auszuweiten und Ihnen nunmehr 
monatlich eine Informationsveranstal-
tung online anzubieten. Dabei werden 
wir Sie unter anderem über folgende 
Themen informieren.
 
>	 Mängel an der Mietsache – Anzeige, 

Beseitigung, Mietminderung u. a.
	 15.07.2021, 18.00 Uhr
>	 Untervermietung der Mietsache
	 19.08.2021, 18.00 Uhr
>	 Der Zahlungsverzug des Mieters
	 16.09.2021, 18.00 Uhr
>	 Mieterhöhungen in der Wohnraum-

miete  ·  21.10.2021, 18.00 Uhr
>	 Betriebskosten im Mietverhältnis
>	 Instandsetzung und Modernisierung 

im Mietrecht
>	 Die Kaution im Mietverhältnis
>	 Abschluss des Mietvertrags unter be-

sonderer Berücksichtigung der Miet-
preisbremse

>	 Datenschutz im Mietrecht
>	 Der Tod des Mieters / Mieterwechsel 

im Wohnraummietvertrag

Bitte beachten Sie die Termine auf unse-
rer Website und melden Sie sich bitte zur 
gewünschten Veranstaltung an. Gerne 
können Sie auch Themenvorschläge ein-
reichen; wir werden dann dazu einen 
Referenten ansprechen.



Auch ein
bundesweiter 
Mietendeckel 
ist verfassungs-
rechtlich
fragwürdig
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Nach dem Mietendeckel ist vor dem Mietendeckel

Das Bundesverfassungsgericht entschied Mitte April, dass 
der Berliner Mietendeckel gegen das Grundgesetz verstößt 
und nichtig ist. Das Verfassungsgericht urteilte jedoch 
nicht über den Inhalt des Gesetzes. Seine Prüfung endete 
schon beim ersten Schritt – der Frage, ob das Bundesland 
überhaupt die Zuständigkeit hat, das Mietrecht zu regeln.

Die Entscheidung lautete: Die Bundesländer sind nicht zu-
ständig. Es dauerte aber nur wenige Stunden, bis die Mie-
tendeckel-Befürworter von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und Linken diese Aussage zu ihren Gunsten verdrehten 
und die Forderung erhoben, dass die Regierung einen bun-
desweiten Mietendeckel einführen müsse. Und so gab es 
am 21. April eine erste Debatte dazu im Bundestag.

Richtig ist, dass das Bundesverfassungsgericht überhaupt 
nicht entschieden hat, ob der Bundestag eine Regelung wie 
die des Berliner Mietendeckels erlassen darf. Auch inhalt-
lich bestehen daran gewichtige Zweifel. Denn der Mieten-
deckel hat pauschal alle Mieten rückwirkend auf vom Berli-
ner Senat festgelegte Miethöhen gekürzt.

Dennoch werden die drei Parteien das Thema im Bundes-
tagswahlkampf in den kommenden Monaten immer wieder 
einfordern. Und so gilt, frei nach Sepp Herberger: Nach dem 
(Berliner) Mietendeckel ist vor dem (Bundes-)Mietendeckel. 
Haus & Grund wird für Sie gegen diese Pläne kämpfen!

Kai H. Warnecke
Präsident Haus & Grund Deutschland
Such-Code: 2106-01pw-k1

Ein Jahr hat es gedauert, bis das Bundesverfassungsgericht 
im Hauptsacheverfahren1 entschied und am 15. April 2021 
verkündete: Der Berliner Mietendeckel ist verfassungswidrig. 
Das Land Berlin hätte das Gesetz nicht erlassen dürfen.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem Beschluss 
nur mit der Frage auseinandergesetzt, ob das Land Berlin be-
fugt war, einen solchen Mietendeckel zu erlassen, und dies 
im Ergebnis verneint. So bewerteten auch schon zahlreiche 
Rechtsgutachten vor Erlass des Gesetzes diese Rechtsfra-
ge. Zur inhaltlichen Frage, ob die Normen an sich gegen das 
Grundgesetz verstoßen, hat sich das Gericht nicht geäußert.

Zur Vorgeschichte
Nach Inkrafttreten des Mietendeckels im Feb-
ruar 2020 hatten 284 Bundestagsabgeordnete 
der CDU/CSU- und der FDP-Bundestagsfrak-
tion einen Normenkontrollantrag beim Ver-
fassungsgericht eingereicht. Gleichzeitig hat-
ten sowohl eine Berliner Landgerichtskammer 
als auch ein Berliner Amtsgericht die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit des Mietendeckels 
dem höchsten Gericht Deutschlands zur Ent-
scheidung vorgelegt. Alle drei Verfahren wurden in einem Be-
schluss entschieden – mit dem Ergebnis, dass der Mietende-
ckel verfassungswidrig ist.

Warum war Berlin nicht gesetzgebungsbefugt?
Grundsätzlich fallen Regelungen zur Miethöhe unter die so-
genannte konkurrierende Gesetzgebungszuständigkeit. Das 
bedeutet, die Länder sind nur zur Gesetzgebung befugt, so-
lange und soweit der Bund von dieser Kompetenz keinen ab-
schließenden Gebrauch gemacht hat. Aber genau das hat er: 
Mit den Regelungen zur Bestimmung der Mieten, der Miet-
erhöhungen und der Mietpreisbreme hat der Bundesgesetz-
geber das Mietpreisrecht nach Ansicht der Verfassungsrichter 
bereits abschließend geregelt. Für weitere Gesetze von Seiten 
der Länder bleibe kein Raum.

Rechtsfolgen treffen Mieter
Mit dem Beschluss zur Verfassungswidrigkeit sind nun alle 
Mietverträge wieder so zu behandeln, als hätte es nie einen 
1	 2 BvF 1/20, 2 BvL 4/20, 2 BvL 5/20

Mietendeckel gegeben. Insbesondere diejenigen Mieter, die 
mit Inkrafttreten der zweiten Stufe des Mietendeckels am 23. 
November 2020 ihre Bestandsmiete gesenkt hatten, müssen 
nun – rein rechtlich – den bisher nicht entrichteten Mietenteil 
nachzahlen. Auch wenn bei Neuverträgen neben der gesetz-
lich vorgeschriebenen Mietendeckelmiete eine sogenannte 
BGB-Miete – also eine Miete ohne den Mietendeckel – verein-
bart wurde, können Mieter zur Nachzahlung verpflichtet sein.

Diskussion über bundesweiten Mietendeckel
Es war zu erwarten, dass es nach einer für den Berliner Senat 
negativen Entscheidung des Verfassungsgerichts eine Diskus-
sion über eine bundesgesetzliche Regelung für einen Mieten-

deckel geben würde. Zwar wäre der Bundesge-
setzgeber formal für den Erlass einer solchen 
Regelung zuständig. Dass sie selbst aber einer 
verfassungsrechtlichen Überprüfung standhal-
ten würde, ist mehr als fraglich. Das Bundes-
verfassungsgericht hat mit seinem Beschluss 
vom 18. Juli 2019 zur Mietpreisbremse2 näm-
lich bereits enge Grenzen für Mietpreisbegren-
zungen aufgezeigt und die Mietpreisbremse in 
ihrer damaligen Fassung für gerade noch ver-

fassungsgemäß gehalten. Dies begründeten die Richter ins-
besondere mit der zeitlichen Begrenzung und der erst verzö-
gerten Einwirkung auf die ortsübliche Vergleichsmiete. Ein 
bundesweiter Mietendeckel würden diese Grenzen nach Ein-
schätzung von Haus & Grund eindeutig überschreiten.

Der Berliner Senat hat seinen Wählern und insbesondere den 
Mietern mit dem Erlass dieses offensichtlich verfassungs-
widrigen Gesetzes einen Bärendienst erwiesen. Anstatt mehr 
Wohnungen zur Verfügung zu stellen, ist der Wohnungsbau 
zurückgegangen, Investoren haben sich zurückgezogen und 
Vermieter haben weniger in ihre Bestandsimmobilien in-
vestiert. Höhepunkt dieser desaströsen Politik ist, dass viele 
Mieter nun Nachzahlungen leisten müssen und bei Nichtzah-
lung rechtlich gesehen sogar eine Kündigung drohen könnte.

Julia Wagner
Referentin Recht Haus & Grund Deutschland
Such-Code: 2106-01vv-k1
2	 1 BvL 1/18, 1 BvL 4/18, 1 BvR 1595/18

Mietendeckel: Senat hat Mietern einen Bärendienst erwiesen



Wenn man sich für 
gesellschaftlichen
Zusammenhalt ein-
setzt, dann ist ein 
Schlüssel, mehr
Menschen Eigentum 
zu ermöglichen.
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Flügge: Heute sind wir zu Gast bei Christian Lindner. Herrn 
Warnecke und mir ist es eine besondere Freude, Sie in unse-
rer Podcast-Reihe begrüßen zu dürfen und ein persönliches 
Gespräch hier im Bundestag mit Ihnen zu führen – natürlich 
mit Abstand und Negativtest.

Lindner: Ich habe mich sehr über die Einladung gefreut. End-
lich trifft man mal wieder Freunde des Eigentums hier. Dafür 
gibt es keine Mehrheit mehr im Deutschen Bundestag – mo-
mentan.

Warnecke: Da haben Sie leider Recht. Aber 
hoffentlich ändert sich das in der Zukunft – 
wir zählen auf Sie.

Lindner: Und ich hoffe auf Sie. Denn 2021 
werden mit der Bundestagswahl die Wei-
chen neu gestellt – für die Zwanziger-Jahre 
und darüber hinaus.

Flügge: Ich höre da eine gewisse Nähe der 
FDP zu den Werten von Haus & Grund he-
raus. Aber Sie beide liegen sich noch nicht 
kumpelhaft in den Armen. Warum?

Warnecke: Das mag an meiner spröden norddeutschen Art 
liegen – oder an Corona. Aber im Ernst: Inhaltlich gibt es eine 
parallele Ausrichtung. Eigentum und Freiheit, das sind zwei 
Seiten derselben Medaille, die einfach zusammengehören. Ei-
gentum gibt es nur in freiheitlichen Gesellschaften und frei ist 
man, wenn man Eigentum hat, in dem man sich frei entfalten 

kann. Das sind zwei Grundrechte und die Grundlage der De-
mokratie in unserem Land, für die sowohl die FDP als auch 
Haus & Grund stehen.

Lindner: Wir setzen uns für das Eigentum ein, aber nicht 
aus Liebdienerei mit Eigentümern, sondern aus einer gesell-
schaftspolitischen Grundüberzeugung. Im Zusammenhang 
mit dem Denkanstoß aus der grünen Partei, es möge keine 
Einfamilienhäuser mehr geben, ist bekanntlich eine Debat-
te entbrannt. In diesem Zusammenhang las ich neulich, dass 
das Streben nach Eigentum im Grunde völlig überkommen 

sei. Das passe nicht mehr in unsere Zeit, die 
von Nachhaltigkeit, Klimaschutz und der Sha-
ring Economy geprägt ist. Und ich habe eine 
Gegenposition aus einer gesellschaftspoliti-
schen Sicht.

Flügge: Und die Gegenposition lautet?

Lindner: Zunächst einmal ist das mietfreie 
Wohnen im selbstgenutzten Eigentum die 
beste Absicherung gegen Altersarmut oder 
die Furcht vor sozialem Abstieg im Alter. Es 

ist zugleich eine sichere Form der Vorsorge für schwierige Le-
bensphasen. Und mehr noch: Wer im Eigentum lebt, interes-
siert sich für seine Nachbarn, er pflegt sein Eigentum, er inte-
ressiert sich für die anderen Menschen in seiner Straße, für 
seine Gemeinde und das Gemeinwesen insgesamt. Wenn je-
mand vielleicht nur für eine kurze Zeit einer von vielen an-
onymen Mietern in einer großen Wohneinheit ist, besteht 
die Gefahr, dass das Interesse am Gemeinwesen zurückgeht. 

Mehr Menschen Eigentum ermöglichen
Anlässlich der Bundestagswahl am 26. September 2021 führt Haus & Grund Interviews mit ausgewählten Spitzen-
politikern. Zum Auftakt diskutiert Christian Lindner, Bundesvorsitzender der FDP, mit Kai H. Warnecke, Präsident 
von Haus & Grund Deutschland, über Eigentum sowie die aktuelle und zukünftige Wohnungspolitik.

Das Gespräch wurde von Maximilian Flügge moderiert und ist in einer längeren Fassung als Podcast verfügbar.
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Der größte Preistreiber 
bei Wohnkosten ist der 
Staat, der nicht genü-
gend Flächen bereit-
stellt, immer höhere 
Baustandards fordert 
und durch steigende 
Energiekosten das Ein-
kommen schmälert.

Wenn es nach mir 
geht, bekommen wir 
nach der Bundes-
tagswahl einen
Bauminister, der sich 
eingehend um die
Fragen rund ums Woh-
nen kümmert. 
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> MEHR ONLINE

Podcast mit Christian Lindner
Das gesamte gut 37-minütige Gespräch mit Christian
Lindner können Sie online als Podcast hören über
www.hug-neukoelln.de Such-Code: 2106-02pw-k1
oder direkt unter www.t1p.de/eigentum2021.

Deshalb: Wenn man sich für gesellschaftlichen Zusammen-
halt insgesamt einsetzt, dann ist ein Schlüssel auch, mehr 
Menschen Eigentum zu ermöglichen. Deshalb brauchen wir 
solch eine Politik.

Wir machen aber nicht nur für Eigentümer Politik, sondern 
auch für Mieter. Nur wir ziehen eine andere Konsequenz aus 
diesem Einsatz, als das unsere geschätzten Mitbewerber ma-
chen. Die Mitbewerber glauben, sie machen eine gute Politik 
für die Mieter mit der Mietpreisbremse. Wir sagen, wir ma-
chen eine gute Politik für sie, wenn es ein umfängliches An-
gebot gibt und jeder Mietinteressent zwischen unterschied-
lichen Vermietern wählen kann, weil 
nämlich viele neue Wohnungen gebaut 
werden, weil Bauflächen ausgewiesen 
werden, weil das Erstellen von neu-
em Wohnraum nicht so teuer ist, weil 
es Möglichkeiten der Nachverdichtung 
gibt.

Flügge: Warum wird eigentlich nicht 
mehr gebaut, um das Wohnraumange-
bot zu erhöhen?

Lindner: An manchen Stellen wird 
nicht genug Siedlungsfläche ausgewiesen. Manche Kommu-
nen streiten über Jahrzehnte, ob an einer Stelle ein neuer 
Stadtteil entstehen darf. Eine Rolle spielt aber auch die poli-
tische Vorgabe, den Flächenverbrauch in Deutschland massiv 
zu begrenzen. Ich halte das für etwas kurzsichtig, weil wir Be-
reiche in Deutschland haben, wo wir viele ungenutzte Flächen 
haben; auf der anderen Seite erleben wir eine Urbanisierung. 
Da müssen neue Räume erschlossen werden.

Flügge: Herr Warnecke, was bräuchte es Ihrer Meinung nach 
für Gesetze?

Warnecke: Letztendlich müssen diejenigen ermutigt wer-
den Wohnraum anzubieten, die das können. Dann hat man 
hinterher auch genug Wohnraum zur Verfü-
gung. Das geht aber nicht von heute auf mor-
gen, da man nicht so schnell bauen kann. Aber 
man sieht ja hier in Berlin mit dem Mieten-
deckel eine Politik, die sich ausschließlich auf 
den Mieter fokussiert. Wir sehen, dass die Ver-
mieter nicht mehr willens und nicht mehr in 
der Lage sind, Wohnraum anzubieten. Mit 
der Konsequenz, dass die Zahl der Mietwoh-
nungen in Berlin dadurch um 50 Prozent ab-
genommen hat. Und gleichzeitig hat die Zahl 
der zum Verkauf stehenden Wohnungen um 
fast 40 Prozent zugenommen. Das heißt: Den 
Mietern geht es durch den Mietendeckel tatsächlich schlech-
ter. Und diejenigen, die Wohnungen anbieten könnten, gehen 
aus dem Markt heraus und verkaufen dann an selbstnutzen-
de Eigentümer. Das ist nicht Sinn und Ziel des Mietendeckels. 
Im Endeffekt sieht man, was passiert, wenn man singulär das 
Interesse einer Gruppe in Betracht zieht und die Zusammen-
hänge außer Acht lässt. Die Konsequenzen werden nicht mehr 
debattiert, die Problematik wird verkürzt dargestellt und die-
se Verkürzung gewinnt medial die Oberhand. Wir wünschen 
uns, dass wir zurückkehren zu einer Politik, die nicht nur an 
der Oberfläche schürft.

Flügge: In breiten Teilen der Gesellschaft erleben wir eine 
ablehnende Position gegen Vermieter. Wie kann man das än-
dern?

Lindner: Ja, da muss man Aufklärungsarbeit leisten. Die 
größten Preistreiber bei den Wohnkosten sind ja nicht die 
Vermieter. Der größte Preistreiber ist der Staat, der nicht ge-
nügend Flächen bereitstellt, der immer höhere Baustandards 
fordert, der bei der Warmmiete durch steigende Energieprei-
se das verfügbare Einkommen der Menschen schmälert. Und 
das abzuwälzen auf die Eigentümerinnen und Eigentümer, 
das ist falsch.

Flügge: Herr Lindner, eine letzte Frage, was 
erwarten Sie sich von Haus & Grund?

Lindner: Haus & Grund sollte auch weiter-
hin eine ganz wahrnehmbare Stimme in der 
gesellschaftspolitischen Diskussion sein und 
sich für den Gedanken des Eigentums, der so-
zialen Marktwirtschaft und für die Berechen-
barkeit staatlichen Handelns einsetzen – auch 
im Hinblick auf die Mietpreisbremse und den 
Mietendeckel. Und ich wünsche mir ein Enga-
gement für diejenigen, die noch keine Mitglie-

der sind, sprich mitzuwirken, dass noch mehr Menschen den 
Weg ins Eigentum finden. Dafür brauchen wir ein anderes 
Steuerrecht, das erlaubt, Eigenkapital aufzubauen, und eine 
Nachbesserung bei der Wohnimmobilienkreditlinie, damit 
mehr Familien in die Lage versetzt werden, mit Banken Ge-
spräche führen zu können. Und natürlich wünschen wir uns 
auch Unterstützung bei den möglichen Koalitionsverhand-
lungen mit der CDU, insbesondere was den Freibetrag bei der 
Grunderwerbsteuer für das selbstgenutzte Eigentum angeht.

Und zum Abschluss noch etwas ganz Grundsätzliches: Wenn 
es nach mir geht, bekommen wir nach der Bundestagswahl ei-
nen Bauminister, der sich eingehend um die Fragen rund ums 
Wohnen kümmert. Ein Ministerium, in dem Inneres, Heimat 

und Bau zusammengefasst sind, hat nur 
zu einem geführt: In Wahrheit hat es 
niemanden gegeben, der sich ums The-
ma Wohnen, Bauen und Immobilien ge-
kümmert hat.

Warnecke: Da setze ich noch einen 
drauf. Leider mussten wir erleben, dass 
der Bundesminister Horst Seehofer das 
Thema manchmal als Verhandlungs-
masse von innenpolitischen Fragen be-
nutzt hat – und zwar nicht zum Vorteil 
für das Bauen und Wohnen. Ich schlie-

ße mit der Bitte ab: Packen Sie die Themen an und vor allem – 
übernehmen Sie das Ressort auch! p



Bei einer Rüge 
einer zu hohen 
Miete kommt es 
auf die datillier-
ten Umstände des 
Mietvertrags an. 
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Zulässige Miete bei Mietvertragsabschluss
(Mietpreisbremse)
Bei Abschluss eines neuen Mietvertrags darf nur eine Miete 
in einer zulässigen Höhe vereinbart werden, wenn die Woh-
nung in einem durch Rechtsverordnung bestimmten Gebiet 
mit einem angespannten Wohnungsmarkt liegt. Die Auswei-
sung eines solchen Gebiets für ganz Berlin erfolgte erstmals 
zum 1. Juni 2015 und erneut durch die Verordnung zur zuläs-
sigen Miethöhe bei Mietbeginn vom 19. Mai 2020.1

Zulässig ist eine Miete immer mindestens in Höhe eines um 
zehn Prozent der ortsüblichen Vergleichsmiete erhöhten Be-
trags. Es ist wie bei einer Mieterhöhung anhand des aktuel-
len Mietspiegels unter Berücksichtigung der wohnwerterhö-
henden und wohnwertmindernden Merkmale die ortsübliche 
Vergleichsmiete zu ermitteln, die dann um zehn Prozent er-
höht und der Endbetrag wirksam vereinbart 
werden kann.

Ein Betrag, der über der Grenze der Zulässig-
keit liegt, ist zwischen den Mietvertragspar-
teien nicht wirksam vereinbart. Es besteht je-
doch die Möglichkeit, über den dargestellten 
zulässigen Betrag hinauszugehen, wenn eine 
der im Gesetz aufgeführten Ausnahmen gege-
ben ist. So ist es möglich, dass Kosten für eine 
innerhalb der letzten drei Jahre vor Abschluss 
des aktuellen Mietvertrags durchgeführte Modernisierungs-
maßnahme zur um zehn Prozent erhöhten ortsüblichen Ver-
gleichsmiete hinzugerechnet werden können.

Hatte der Vermieter in dem vor dem aktuell zum Abschluss 
stehenden Mietverhältnis eine höhere Miete wirksam (in zu-
lässiger Höhe) vereinbart, darf er diese höhere Vormiete auch 
mit dem aktuellen Mieter vereinbaren, wenn diese höhere 
Vormiete mindestens zwölf Monate vor Beendigung des Vor-
mietverhältnisses bereits vereinbart war. 

Keine Anwendung finden die Vorschriften der Mietpreis-
bremse und somit auch keine Beschränkung der zulässi-
gen Miethöhe bei Abschluss eines neuen Mietvertrags, wenn 
die Mietsache nach dem 1. Oktober 2014 erstmals genutzt 
und vermietet wurde (Neubau) und auf die erste Vermietung 
nach einer durchgeführten umfassenden Modernisierung der 
Mietsache. Im letzten Fall muss bei Abschluss des (nach um-
fassender Modernisierung ersten) Mietvertrags ein mindes-
tens einjähriger Kündigungsausschluss vereinbart werden,

1	 gemäß § 556d Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Mietenbe-
grenzungsverordnung)

damit sich der Vermieter bei weiteren Vermietungen auf die 
Ausnahme der höheren Vormiete berufen kann.

Auskunftspflicht des Vermieters
Der Vermieter kann sich in einem laufenden Mietverhältnis 
aber nur dann auf eine der vorgenannten vier Ausnahmen be-
rufen, wenn er dem Mieter vor dessen Abgabe der Vertrags-
erklärung unaufgefordert Auskunft über die gegebene Aus-
nahme in Textform erteilt hat. Unterbleibt die Auskunft, kann 
sich der Vermieter nur auf eine Miete in Höhe eines um zehn 
Prozent erhöhten Betrags der ortsüblichen Vergleichsmiete 
berufen.

Die ausgebliebene Auskunft kann jederzeit nachgeholt wer-
den. Allerdings kann sich der Vermieter dann erst zwei Jahre 
nach der formgerecht nachgeholten Auskunft auf die höhere 

Miete berufen.

Entsprach die Auskunft lediglich nicht der 
vorgeschriebenen (Text-)Form, und wur-
de sie formgerecht nachgeholt, kann sich der 
Vermieter sofort nach der nachgeholten Aus-
kunftserteilung auf die höhere Miete berufen.

Rüge und Mietrückforderung des Mieters
Zahlt der Mieter aufgrund einer unzulässig 
hohen oder nicht durch rechtzeitige und form-

gerechte Auskunft gedeckte Mietvereinbarung zu viel Miete, 
kann er die überhöhten Zahlungen nur dann zurückfordern, 
wenn er die zu hohe Miete gegenüber dem Vermieter in Text-
form gerügt hat.

Welche Mietzahlungen von dem Rückforderungsanspruch 
des Mieters erfasst sind, ist abhängig davon, zu welchem Zeit-
punkt der Mietvertrag abgeschlossen worden ist. 

Mietverträge vor Juni 2015
Ist der Mietvertrag vor dem 1. Juni 20152 abgeschlossen wor-
den, gilt die Mietpreisbremse nicht, sodass Rückforderungs-
ansprüche3 überhaupt nicht begründet sein können.

Mietverträge von Juni 2015 bis Dezember 2018
Ist ein Mietvertrag nach dem 1. Juni 2015 aber vor dem 1. Ja-
nur 2019 abgeschlossen worden, muss der Mieter gegenüber 
dem Vermieter eine qualifizierte Rüge in Textform erteilen. 
Nur dann kann er Zahlungen einer überhöhten (bzw. unzuläs-
sig hohen) Miete zurückfordern. Ein solcher Anspruch bezieht

2	 Zeitpunkt des Inkrafttretens der Mietpreisbremse in Berlin
3	 nach den §§ 556d ff BGB

Handlungsempfehlungen für den Umgang
mit Rügen zu hoher Mieten
Das Bundesverfassungsgericht hat am 23. März 2021 festgestellt, dass der Berliner Mietendeckel verfassungswidrig 
ist, da dem Land Berlin keine Gesetzgebungskompetenz für das Mietpreisrecht zusteht. Seitdem drängen Legal-
Tech-Unternehmen vermehrt Mieter dazu, ihre Miete auf ihre zulässige Höhe hin überprüfen zu lassen. Als Ergebnis 
der Überprüfung besteht die Möglichkeit, dass der Mieter gegenüber dem Vermieter die Höhe der vereinbarten 
Miete rügt. In diesem Zusammenhang wird der Vermieter nicht selten aufgefordert, genauere Angaben zum Miet-
verhältnis, zur Mietsache und zum Vormietverhältnis zu machen. Mit dem Rügeschreiben und dem Auskunftsersu-
chen sollte vorsichtig umgegangen und dieses nicht übereilt beantwortet werden.

Von Dr. Carsten Brückner, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht
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im Fall einer Rüge
einer zu hohen
Miete beraten, um
unnötige Nachtei-
le zu vermeiden.
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sich aber auch nur auf Mietzahlungen, die nach der Rüge fäl-
lig geworden sind. Mietzahlungen, die vor der Rüge fällig wa-
ren, können nicht zurückgefordert werden.

Mietverträge von Januar 2019 bis März 2020
Ist ein Mietvertrag ab dem 1. Januar 2019 und vor dem 1. April 
2020 abgeschlossen worden, muss der Mieter gegenüber dem 
Vermieter eine einfache Rüge in Textform erteilen. Nur dann 
kann er Zahlungen einer überhöhten Miete vom Vermieter zu-
rückfordern. Auch hier gilt, dass sich ein solcher Anspruch 
ausschließlich auf Mietzahlungen bezieht, die nach der Rüge 
fällig geworden sind. Mietzahlungen vor der Rüge können 
nicht zurückgefordert werden.

Mietverträge ab April 2020
Ist ein Mietvertrag ab dem 1. April 2020 abgeschlossen wor-
den, muss der Mieter gegenüber dem Vermieter eine einfache 
Rüge in Textform erteilen. Dann kann er sowohl Mietzahlun-
gen, die nach der Rüge als auch Mietzahlungen, die vor der 
Rüge geleistet worden sind, zurückfordern, wenn sie zu hoch 
waren. Voraussetzung hierfür ist aber, dass die Rüge spätes-

tens 30 Monate nach Beginn 
des Mietverhältnisses beim 
Vermieter eingeht und das 
Mietverhältnis noch nicht be-
endet ist.

Ist das Mietverhältnis been-
det, ohne dass zuvor eine zu 
hohe Miete gerügt wurde, be-
stehen keine Ansprüche nach 
den Regelungen der Miet-

preisbremse. Dauert das Mieterverhältnis noch an, ist es aber 
schon länger als 30 Monate in Kraft, können nur Mietzahlun-
gen zurückgefordert werden, die nach einer vom Mieter zu er-
teilenden Rüge fällig werden, nicht solche, die vor der Rüge 
fällig waren.

Auskunftspflicht des Vermieters
Der Mieter ist berechtigt, beim Vermieter weitere Auskünfte 
zu den Voraussetzungen der Miethöhevereinbarung einzuho-
len. Insbesondere sind dem Mieter auf (genaue) Anfrage In-
formationen zur Mietsache und zu den vier oben genannten 
Ausnahmen mitzuteilen.

Beratung bei Haus & Grund Berlin-Neukölln

Fazit: bei einer Rüge einer zu hohen Miete kommt es auf die 
datillierten Umstände des Mietvertrags an. Erhalten Sie vom 
Mieter oder von einer vom Mieter beauftragten Person oder 
Institution ein Rügeschreiben und/oder eine Aufforderung, 
weitere Auskünfte zum Mietverhältnis abzugeben, sollten Sie 
sich zunächst umgehend bei Haus & Grund Berlin-Neukölln 
beraten lassen, um unnötige Nachteile zu vermeiden. p

> MEHR ONLINE

Eine Übersicht dieser Bestimmungen finden Sie in Tabel-
lenform auf unserer Website www.hug-neukoelln.de
Such-Code: 2106-100vv-k1

> MEHR ONLINE

Beiträge auf www.hug-neukoelln.de

Mieterselbstauskunft: Was dürfen Vermieter fragen?
Dass Vermieter eine Selbstauskunft von Mietinteressenten 
verlangen, ist legitim. Welche Fragen der Vermieter aller-
dings stellen darf, hängt auch vom Zeitpunkt der Mietver-
tragsanbahnung ab.
Such-Code: 2105-01vv-k2

Mietenbegrenzungsverordnung: Länder müssen 
keinen Schadensersatz leisten
Mietenbegrenzungsverordnungen, die nach den Regelun-
gen des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) zur Mietpreis-
bremse erlassen werden müssen, um Gebiete mit ange-
spanntem Wohnungsmarkt zu bestimmen, wurden bereits 
in einigen Bundesländern für unwirksam erklärt. Der Bun-
desgerichtshof (BGH) hat nun entschieden, dass das jewei-
lige Land keinen Schadensersatz im Rahmen von Amts-
haftungsansprüchen leisten muss, wenn einem Mieter im 
Vertrauen auf die Wirksamkeit der Verordnung ein Scha-
den entstanden ist.
Urteil vom 28. Januar 2021, III ZR 25/20
Such-Code: 2105-02vv-k2

Fahrradgarage
Ist kein Platz in Keller oder Garage, helfen Fahrradgara-
gen. Sie sind schnell montiert und schützen das Zweirad 
vor Witterungseinflüssen und Dieben. In größeren Model-
len haben auch noch die Gartengeräte Platz.
Such-Code: 2106-04hl-k2

... und weitere Beiträge.
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Mieter sind in Deutschland gesetzlich gut geschützt. Ein 
Vermieter darf seinen Mietern nicht einfach so kündi-

gen, denn sie haben nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts ein – ebenfalls unter den Schutzbereich der 
Eigentumsgarantie fallendes – Besitzrecht an ihrer Wohnung. 
Ein Vermieter kann seinem Mieter nur dann kündigen, wenn 
er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des Mietver-
hältnisses hat.1 Die Kündigung wegen Eigenbedarfs ist ein 
solches Beispiel. Der Vermieter muss die Wohnung in diesem 
Fall tatsächlich benötigen. Der einfache Wunsch, die Immobi-
lie zu bewohnen, reicht nicht aus.

Gründe für Eigenbedarf müssen dargelegt werden
Ein berechtigtes Interesse besteht zum Beispiel, wenn „der 
Vermieter die Räume als Wohnung für sich, seine Familien-
angehörigen oder Angehörige seines Haushalts benötigt“.2 
Die Gründe dafür müssen ausreichend dargelegt sein. Ein 
Beispiel für eine ausreichende Begründung ist, dass der Ei-
gentümer selbst oder dessen Angehörige in der Familienpla-
nung sind und zukünftig mehr Wohnraum benötigen. Genau-
so können gesundheitliche Gründe oder ein fortgeschrittenes 
Alter einen Grund darstellen, so zum Beispiel, wenn eine 
Wohnung im Erdgeschoss benötigt wird, da das Treppenstei-
gen zum Problem wird.

Eingegrenzter Personenbereich
Wer zum berechtigten Personenkreis gehört, der eine Eigen-
bedarfskündigung geltend machen kann, ist zum Teil um-
stritten. So ist bei Cousins und Cousinen, Großneffen und 
Großnichten sowie Stiefenkeln meist ein Nachweis über die 
besondere Bindung zum Vermieter nötig. Ein anderes Bei-
spiel: Das Amtsgericht München entschied3, dass ein Eigentü-
mer auch für ein Au-pair Eigenbedarf geltend machen kann, 
da es zum Haushalt des Vermieters gehöre. In diesem Fall lag 
die vermietete Eigentumswohnung in der Nachbarschaft der 
Wohnung des Klägers. In der eigenen Wohnung war kein aus-
reichender Platz, um das Au-pair unterzubringen.

Härtefälle auf Seiten des Mieters
Ein Mieter hat das Recht auf Widerspruch, wenn die Beendi-
gung des Mietverhältnisses für ihn, seine Familie oder einen 
anderen Angehörigen seines Haushalts eine Härte bedeuten 
würde. Folgende Umstände können einen derartigen Härte-
fall darstellen:
>	 hohes Alter
>	 Krankheit oder Pflegebedürftigkeit
>	 Schwangerschaft
>	 Suizidgefahr
>	 tiefe Verwurzelung mit dem Umfeld
>	 im Fall eines Umzugs gefährdete Abschlüsse
	 (Schule, Studium, Ausbildung)
>	 Kinder, für die ein Schulwechsel unzumutbar ist
>	 unzureichendes Einkommen

1	 § 573 Absatz 1 Satz 1 BGB
2	 § 573 Absatz 2 Satz 2 BGB
3	 Urteil vom 12.01.2021 (473 C 11647/20)

Eine Härte liegt auch vor, wenn angemessener Ersatzwohn-
raum zu zumutbaren Bedingungen nicht beschafft werden 
kann.4 Was unter „angemessenem Ersatzwohnraum“ zu ver-
stehen ist, muss für jeden Mieter, je nach seinen persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen, individuell geprüft wer-
den. Dabei muss der Wohnwert nicht identisch zur bisherigen 
Wohnung sein. Lage, Größe und Ausstattung der Wohnung 
sowie bisherige Lebensgewohnheiten des Mieters sind in ei-
nem gewissen Umfang zu berücksichtigen.

Letztendlich Einzelfallentscheidungen
Doch was ist, wenn auf beiden Seiten Härten bestehen? Wie 
schwierig die Abwägung bei beidseitiger Härte ist, zeigt ein 
Fall beim Amtsgericht Dortmund.5 Hier kündigte die Vermie-
terin wegen Eigenbedarfs, da sie ihre Wohnung mit der ver-
mieteten Erdgeschosswohnung wieder zusammenlegen woll-
te. Der 73-jährige Ehemann leide an einer Herzerkrankung, 
sodass ein Treppensteigen ohne Weiteres nicht mehr möglich 
sei. Auch die Klägerin sei durch eine Arthrose beeinträchtigt 

und da der Sohn des Vermieterehe-
paars zu hundert Prozent schwerbe-
hindert sei und im Heim lebe, benö-
tige er ein eigenes Zimmer, wenn er 
zu Besuch komme.

Die Beklagte legte gegen die Kün-
digung Widerspruch ein und berief 
sich darauf, dass sie sich wegen De-

pressionen in psychotherapeutischer Behandlung befinde. 
Nach einer intensiven, auf Gutachten gestützten Abwägung 
kam das Gericht zu dem Schluss, dass die Klägerin zwar ihr 
berechtigtes Interesse vernünftig und nachvollziehbar be-
gründet hat und die Kündigung wirksam sei. Der Richter sah 
ein für noch kurze Zeit vorliegendes Übergewicht der Här-
tegründe auf Mieterseite, dass sich aber mit dem fortschrei-
tenden Alter der Vermieter bald aufwiegen würde. Im Endef-
fekt räumte das Gericht der Mieterin die Möglichkeit ein, das 
Mietsverhältnis längstens drei Jahre fortzusetzen.

Tipp
Lebt der Vermieter mit seinem Mieter im Zweifamilienhaus 
unter einem Dach, liegt ein erleichtertes Kündigungsrecht 
vor. Der Vermieter kann in diesem Fall jederzeit kündigen, 
ohne dass er ein berechtigtes Interesse nachweisen muss. Bei 
diesem Sonderfall verlängert sich die Kündigungsfrist um 
drei Monate, liegt also je nach Dauer des Mietverhältnisses 
zwischen sechs und zwölf Monaten. Gleiches gilt, wenn Ver-
mieter mit ihren Mietern in einer Wohnung wohnen, wie zum 
Beispiel bei einem vermieteten möblierten Zimmer. p

www.hug-neukoelln.de – Such-Code: 2105-04vv-k1

4	 § 574 Absatz 2 BGB
5	 Urteil vom 02.06.2020 (425 C 3346/19, DWW 2021, 62 ff.

VERMIETEN & VERWALTEN

Eigenbedarf: Rechte auf der Waagschale
Bei Eigenbedarfskündigungen muss immer zwischen den Rechten von Vermietern und Mietern abgewogen wer-
den. Deshalb sollte eine entsprechende Kündigung auch vorab genau durchdacht – und zwingend gut begründet 
werden.

Von Anna Katharina Fricke, Referentin Presse und Kommunikation Haus & Grund Deutschland
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Mietverhältnisse über Geschäftsraum können zeitlich 
befristet werden, ohne dass es hierfür einer besonde-

ren Begründung bedarf. Die Beendigung der Vertragsbezie-
hung steht von Beginn der Mietzeit an fest. Da das Ende der 
Mietzeit für die Parteien nicht überraschend kommt, sie sich 
vielmehr auf diesen Zeitpunkt und die dann geschuldeten 
Leistungen vorbereiten können, bedarf es für sie keiner be-
sonderen Sicherung.

In der Wohnraummiete soll eine zeitliche Befristung des 
Mietvertrags die Ausnahme und nur dann zulässig sein, wenn 
der Vermieter bereits bei Beginn des Mietverhältnisses für die 
Beendigung ein berechtigtes Interesse benennen kann.1 Wäh-
rend der Mieter nur für eine außerordentliche fristlose Kün-
digung dem Vermieter einen Grund benennen muss, im Üb-
rigen eine Kündigung nicht zu begründen braucht, muss der 
Vermieter bei nahezu allen Kündigungsvarianten ein berech-
tigtes Interesse zur Beendigung des Mietverhältnisses haben 
und dem Mieter angeben.2 Ist der Grund der Kündigung das 
vertragswidrige Verhalten des Vertragspartners, bedarf es in 
den meisten Fällen einer vorangegangenen Abmahnung3, da-
mit der (abgemahnte) Vertragspartner das ihm vorgeworfene 
vertragswidrige Verhalten überprüfen und gegebenenfalls ab-
stellen kann, um so der Kündigung des Vertrags zu entgehen. 

Im Zusammenhang mit einer Beendigung des Mietverhält-
nisses bestehen unterschiedliche Interessen der Mietver-
tragsparteien. Damit diese sich auf die Beendigung und damit 
verbundene Folgen einstellen können, hat der Gesetzgeber ei-
nen Übergangszeitraum zwischen der mitgeteilten Entschei-
dung über die Beendigung des Mietverhältnisses und den 
Zeitpunkt der Beendigung geregelt – die Kündigungsfrist.

Drei Möglichkeiten der Kündigung
Eine ordentliche fristgemäße Kündigung soll ein Mietver-
tragsverhältnis geordnet zu Ende gehen lassen. Beendet der 
Vermieter auf diesem Weg das Mietverhältnis, ist die Dauer 
der ausgelösten Kündigungsfrist von der bisherigen Länge 
des Mietverhältnisses abhängig. In besonderen Fällen erhal-
ten die Parteien die Möglichkeit, das Mietverhältnis in einem 
kürzeren Zeitraum zu beenden oder einen vereinbarten Kün-
digungsausschluss4 zu umgehen, wobei dies auch nicht dau-
erhaft der Fall sein soll, sondern oftmals zum erstmöglichen 
Zeitpunkt ausgeübt werden muss – die außerordentliche Kün-
digung mit gesetzlicher Frist. In Ausnahmefällen haben die 
Parteien auch die Möglichkeit, die vertragliche Beziehung so-
fort zu beenden – die fristlose Kündigung.

Die Kündigung eines Wohnraummietverhältnisses muss in 
schriftlicher Form erfolgen um wirksam zu sein.5 Die Kündi-

1	 § 575 BGB
2	 § 573 Abs.3 S.1, § 569 Abs.4 für § 543 BGB Schmidt-Futterer/Blank 

§ 569 Rdnr.76; Ausnahmen sind die §§ 564 und 549 Abs.2 BGB 
Schmidt-Futterer/Blank § 569 Rdnr.75

3	 § 573 Abs.3 S.1 BGB
4	 § 557a Abs.3 BGB
5	 § 568 BGB

gung eines Geschäftsraummietvertrags bedarf zu ihrer Wirk-
samkeit nur dann einer bestimmten Form, wenn die Vertrags-
parteien dies vereinbart haben.

Sowohl der die Kündigung Erklärende als auch der die Kün-
digung Erhaltende müssen genau zwischen den Kündigungs-
umständen unterscheiden, insbesondere zwischen dem 
Kündigungsgrund, dem Kündigungstag6, der Kündigungs-
möglichkeit und der Kündigungsfrist. 

Der Kündigungsgrund ist der Anlass für eine Mietvertrags-
partei, das Mietverhältnis zu beenden. Jedenfalls bei einer or-
dentlichen Kündigung7 und einer außerordentlichen fristlo-
sen Kündigung8 ist dieser Anlass als Kündigungsgrund in der 
Kündigungserklärung anzugeben und zu erläutern, damit so-
wohl die gekündigte Mietvertragspartei als auch gegebenen-
falls ein angerufenes Gericht die Rechtmäßigkeit der Kündi-
gung überprüfen kann. Vereinzelt verlangt der Gesetzgeber 
vom Kündigenden die Angabe der Berechtigung zur Kün-
digung.9 Doch auch wo der Gesetzgeber nicht ausdrücklich 
eine Begründung der Kündigung fordert, sollte dennoch eine 
solche stattfinden, sodass zu einem späteren Zeitpunkt dem 
Kündigenden nicht vorgeworfen werden kann, er habe über 
seine Motive nicht rechtzeitig Auskunft gegeben.

Die Kündigungsmöglichkeit ist ein besonderer Zeitpunkt, der 
von der jeweiligen Mietvertragspartei nicht versäumt wer-
den darf, um die ihm vom Gesetzgeber eröffnete privilegierte 
Möglichkeit der Beendigung des Mietverhältnisses zu nutzen. 
Diese Möglichkeit besteht meist jeweils nur einmalig, sodass 
im Fall des Verstreichenlassens des Kündigungszeitpunkts 
die Privilegierung entfällt. 

Der Kündigungstag ist der Zeitpunkt, zu dem eine Erklärung 
abgegeben wird, um an ihm die Kündigungsfrist ermitteln zu 
können. Die Kündigungsfrist ist der Zeitraum, der zwischen 
dem Ausspruch der Kündigung und der Beendigung des Miet-
verhältnisses liegt.

Sachverhalte, bei denen eine Kündigung des Mietverhält-
nisses möglich ist, unterschiedliche Fristen zur Kündigung 
und etwaige Hemmnisse der Kündigung finden sich über das 
Mietrecht verstreut. Die online verfügbaren Tabellen geben 
einen Überblick und erleichtern damit das Auffinden und An-
wenden der jeweils zutreffenden Kündigungsumstände. p

6	 Schmidt-Futterer/Blank § 573d Rnr.10
7	 § 573 BGB
8	 §§ 543, 569 BGB
9	 § 573 aAbs.3 BGB

VERMIETEN & VERWALTEN

Kündigungsfristen im Mietrecht
Mietvertragsverhältnisse sind auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, wenn die Parteien nichts anderes vereinbart 
haben. Im Fall einer Kündigung sind wichtige Details zu beachten.

Von Dr. Carsten Brückner, Rechtsanwalt und Fachanwalt für Miet- und Wohnungseigentumsrecht

> MEHR ONLINE

Tabellen zu Kündigungsumständen finden Sie auf unserer 
Website www.hug-neukoelln.de
Such-Code: 2106-101vv-k1
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Werden in einem Mieterhöhungsprozess Einwendungen ge-
gen einen qualifizierten Mietspiegel vorgetragen, dass dieser 
nicht den anerkannten wissenschaftlichen Grundsätzen ent-
spreche, kann das Gericht die zulässige Miethöhe dennoch 
auf der Grundlage des (einfachen) Mietspiegels bestimmen. 
Denn – auch wenn nicht qualifiziert – kommt dem (einfa-
chen) Mietspiegel eine Indizienwirkung zu. Das hat der Bun-
desgerichtshof (BGH) erneut bekräftigt.1

Will ein Vermieter die Miete erhöhen oder muss er sich an die 
Vorgaben der Mietpreisbremse halten, ist für die Bestimmung 
der zulässigen Miethöhe regelmäßig die ortsübliche Ver-
gleichsmiete maßgeblich. Gemeinden und Städte haben die 
Möglichkeit, die ortsübliche Vergleichsmiete vor Ort zu ermit-
teln und in einem Mietspiegel auszuweisen.

Einfach oder qualifiziert
Das Gesetz unterscheidet zwischen einfachen und qualifizier-
ten Mietspiegeln. Qualifizierte Mietspiegel müssen grund-
sätzlich alle zwei Jahre nach anerkannten wissenschaftlichen 
Grundsätzen erstellt werden und von der Gemeinde oder den 
Interessenvertretern der Mieter und Vermieter anerkannt 
worden sein. Der Beweiswert qualifizierter Mietspiegel ist im 
Streitfall vor Gericht höher, denn es gilt die gesetzliche Ver-
mutung, dass die angegebenen Werte richtig sind.

Einfache Mietspiegel haben Indizienwirkung
Einfache Mietspiegel haben hingegen eine 
Indizienwirkung, das bedeutet, dass sie ein 
Indiz dafür sind, dass die angegebenen Wer-
te die ortsübliche Vergleichsmiete wiederge-
ben. Wie weit diese Indizienwirkung reicht, 
hängt unter anderem von der Qualität des 
einfachen Mietspiegels ab, beispielsweise 
vom Umfang der dem Mietspiegel zugrunde-
liegenden Datenlage und ob dieser von den 
Interessenvertretern der Mieter und Ver-
mieter anerkannt wurde. Das Gericht kann 
auf der Grundlage dieses Indizes sein Urteil bilden und muss 
keine anderen Beweismittel – wie ein teures und aufwendi-
ges Sachverständigengutachten – einholen, wenn die Parteien 
über die Höhe der ortsüblichen Vergleichsmiete streiten.

1	 BGH Urteil vom 18.11.2020 (VIII ZR 123/20) 

Aktuelles Gesetzgebungsverfahren
In Städten und Gemeinden mit qualifiziertem Mietspiegel 
kam es in der Vergangenheit zu Diskussionen, ob die im Miet-
spiegel enthaltenen Mietwerte die ortsübliche Vergleichsmie-
te korrekt wiedergeben. Beispiel Berlin: Um den Beweiswert 
des qualifizierten Berliner Mietspiegels von 2017 zu erschüt-
tern, wurde vor Gericht vorgetragen, dass bei seiner Erstel-
lung die wissenschaftlichen Grundsätze nicht eingehalten 
wurden. Diese Diskussion hat der Gesetzgeber aufgegriffen, 
um das Mietspiegelrecht zu reformieren. Der Bundestag hat 
den Gesetzesentwurf und einen Entwurf einer Mietspiegel-
verordnung aber noch nicht beschlossen.

Der Mietspiegelverordnungsentwurf regelt die – weitgehend 
auch bisher geltenden – wissenschaftlichen Erstellungs-
grundsätze für qualifizierte Mietspiegel. Der Gesetzesentwurf 
flankiert die Stärkung der qualifizierten Mietspiegel, indem er 
unter anderem eine Verpflichtung der Mieter und Vermieter 
vorsieht, Auskunft über Mietpreis und Gebäude- und Woh-
nungsausstattung zu geben. Ansonsten drohen Bußgelder.

Fazit
Der BGH setzt mit dieser Entscheidung seine Rechtsprechung 
fort und stärkt damit einfache Mietspiegel. Diese werden ge-
meinhin akzeptiert und im Prozess regelmäßig nicht infrage 
gestellt. Die Erstellung qualifizierter Mietspiegel hingegen ist 
meist aufwändig, teuer und aufgrund ihrer gesetzlichen Be-

weiswirkung in letzter Zeit auch immer wieder 
Angriffspunkt im Prozess. Ob der qualifizierte 
Mietspiegel nach der Rechtsprechung des BGH 
dennoch weitere gesetzliche Stärkung erfahren 
muss, ist höchst fraglich. Denn eines ist klar: Je-
der Mietspiegel ist immer nur so gut, wie die ihm 
zugrundeliegenden Daten. Die Marktkenntnisse 
der Interessenvertreter bei der Einordnung der 
Daten im Erstellungsprozess ist ein wichtiges 
Korrektiv. Eine absolute Preisgerechtigkeit im 
Einzelfall kann es mangels Vergleichbarkeit der 

einzelnen Wohnungen nicht geben.

Inka-Marie Storm
Chefjustiziarin Haus & Grund Deutschland
Such-Code: 2105-03rs-k1

Über ein Jahr sind Handel und Gewerbe inzwischen von 
Schließungen wegen der Corona-Pandemie betroffen. Und 
mancherorts sieht man bereits die Folgen: So manch ein Ge-
werbetreibender gibt auf. Zurück bleiben leere Gewerbeflä-
chen – und mit ihnen ein leerer werdendes Stadtzentrum.

Auch im Mietrecht werden diese Folgen der Pandemie jetzt 
sichtbar – in den Urteilen zu der Frage, ob Verfügungen zur 
Schließung von Handel und Gewerbe für den Publikumsver-
kehr ein Mietmangel sind, der zur Mietminderung berechtigt.

Von den Oberlandesgerichten in Bayern und Baden-Würt-
temberg wurde dies kürzlich verneint. Zu Recht, denn an ei-
ner vom Gesetzgeber angeordneten Verfügung zur Schließung

ist der Vermieter weder aktiv noch passiv beteiligt. Hier einen 
Mangel der Immobilie anzunehmen, erscheint abwegig.

Aber dies gilt insgesamt für den Versuch, die Folgen der Pan-
demie mit dem Mietrecht lösen zu wollen. Um Handel und 
Gewerbe in den Zentren zu erhalten, müssen wir alle tätig 
werden: Der Staat muss Alternativen zu Schließungen finden, 
wir alle sollten nach Möglichkeit vor Ort einkaufen. Und Ver-
mieter sollten mit ihren Mietern gemeinsam Lösungen finden 
– ohne Gericht. Ihr Haus & Grund-Verein hilft dabei gerne.

Kai H. Warnecke
Präsident Haus & Grund Deutschland
Such-Code: 2105-01pw-k1

VERMIETEN & VERWALTEN

Bundesgerichtshof stärkt einfachen Mietspiegel

Die Folgen der Corona-Pandemie lassen sich nicht mit dem Mietrecht lösen
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11BAUEN & SANIEREN

Wer überlegt, eine Denkmalimmobilie zu erwerben, sollte die 
Auflagen bei der Sanierung und Modernisierung berücksich-
tigen. Auch die Instandhaltungskosten sind in der Regel hö-
her als bei anderen Immobilien. Profitieren können Eigentü-
mer von steuerlichen Vorteilen und möglichen Fördergeldern.

Denkmalgeschützte Immobilien haben meist eine einzigarti-
ge Architektur, stecken voller Geschichte – und haben viele 
Liebhaber. Doch wer mit dem Kauf einer solchen Immobilie 
liebäugelt, sollte sich vorher im Klaren sein, dass an ihrem Er-
halt ein öffentliches Interesse besteht und was das bedeutet.

Denkmalschutz ist Ländersache
Denkmalschutz ist der durch Gesetze gesicherte Schutz von 
Boden-, Bau- und Kulturdenkmälern. Einheitliche Regelun-
gen dafür gibt es in Deutschland nicht. Jedes Bundesland ent-
scheidet selbst über die Vorschriften zur Denkmalpflege. Eine 
aktuelle Fassung kann bei der jeweils zuständigen Landesbe-
hörde angefordert werden. Gemeinsam haben die Denkmal-
schutzgesetze aber, dass sie Auflagen auf Baumaßnahmen 
erteilen. Dazu gehören unter anderem Aus- und Umbauten, 
Renovierungen und Sanierungen. So soll sichergestellt wer-
den, dass das historische Gesamtbild erhalten bleibt.

Vor Kauf oder Sanierung informieren
Bereits vor dem Kauf sollten sich Interessenten einer solchen 
Immobilie mit der zuständigen Denkmalschutzbehörde in 
Verbindung setzen. Sie gibt Auskunft darüber, welche Aufla-
gen bei Sanierung und Umbau zu erfüllen sind. Grundsätzlich 
sind alle Sanierungs- und Umbaumaßnahmen an einer Denk-
malimmobilie genehmigungspflichtig. Deshalb sollten Eigen-
tümer auch niemals mit den Arbeiten beginnen, ohne vorher 
eine schriftliche Genehmigung der Denkmalschutzbehörde 
erhalten zu haben. Innenliegende Veränderungsmaßnahmen, 
wenn sie den Charakter des Hauses nicht stark verändern, 
unterliegen übrigens meist weniger strikten Auflagen als rei-
ne Außenmaßnahmen. Die Denkmalbehörden haben zudem 
die Möglichkeit, die Nutzung eines denkmalgeschützten Hau-
ses vorzuschreiben. Soll zum Beispiel ein altes Ladenlokal in 
Wohnraum umgewandelt werden, kann die Behörde den Um-
bau unter Umständen verbieten.

Attraktive Steuervorteile
Aufwendungen für förderungswürdige Maßnahmen können 
steuerlich abgesetzt werden, soweit sie nicht schon durch Zu-
schüsse aus öffentlichen Kassen in Form von Sanierungs- oder 
Entwicklungsfördermitteln gedeckt wurden. Die steuerliche 
Absetzbarkeit regelt das Einkommensteuergesetz (EStG)1, die 
Voraussetzungen für Landesförderung und Denkmaleigen-
schaft das jeweilige Landesdenkmalschutzgesetz.

Wer eine denkmalgeschützte Immobilie kauft und dann ver-
mietet, kann dank der Denkmal-AfA (Absetzung für Abnut-
zung) steuerlich in Abhängigkeit von seinen sonstigen zu 
versteuernden Einkünften unter Umständen enorm profitie-
ren: In den ersten acht Jahren können die Kosten mit jähr-
lich neun Prozent und in den nächsten vier Jahren mit je 
sieben Prozent geltend gemacht werden. So können über 
zwölf Jahre 100 Prozent der Sanierungskosten abgeschrie-
ben werden. Eigentümer, die selbst eine Denkmalimmo-

1	 § 7i EStG

> MEHR ONLINE

Beiträge auf www.hug-neukoelln.de

Bebauungsplan: Erst studieren, dann planen
Ein Bebauungsplan, auch B-Plan genannt, beinhaltet Vor-
schriften darüber, wie ein Grundstück bebaut und genutzt 
werden darf. Wenn Interessenten ein Grundstück kaufen 
und anschließend bebauen möchten, sollten sie diesen vor-
ab unter die Lupe nehmen.
Such-Code: 2105-01br-k2

Neuer Kamin: Ohne Schornstein geht’s nicht
Wer für den neuen Kamin einen neuen Schornstein braucht 
oder den alten reaktivieren möchte, muss einige Auflagen 
beachten. Erfüllt der Schornstein diese Maßgaben nicht, 
kann der Kamin nicht in Betrieb genommen werden. Hel-
fen kann da der bevollmächtigte Bezirksschornsteinfeger.
Such-Code: 2105-03hl-k2

Dachrinne: Regelmäßige Reinigung
schützt vor Defekten
Dachrinnen leiten Regenwasser vom Dach ab und schützen 
so die Bausubstanz. Damit das reibungslos funktioniert, 
sollten Dachrinnen professionell vom Dachdecker montiert 
werden. Der hilft auch bei Reinigung und Instandhaltung.
Such-Code: 2105-04hl-k2

Denkmalschutz: Leben und Arbeiten mit einer besonderen Immobilie
bilie bewohnen, können insgesamt 90 Prozent der Investitio-
nen für Modernisierung und Instandhaltung über zehn Jahre 
absetzen – das entspricht neun Prozent pro Jahr.

Voraussetzung für die Denkmal-AfA ist, dass mit den Sanie-
rungen erst nach dem Kauf der Denkmalimmobilie begonnen 
wird. Hierzu muss der Käufer das Vorhaben bei der zuständi-
gen Behörde genehmigen lassen und die Bescheinigung dem 
Finanzamt vorlegen. Für Verkäufer lohnt es sich demnach 
nicht, vor dem Verkauf mit möglichen wertsteigernden Maß-
nahmen zu beginnen.

Anna Katharina Fricke
Referentin Presse und Kommunikation Haus & Grund 
Deutschland
Such-Code: 2106-01br-k1
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Erwerb einer Eigentumswohnung:
Schadensersatz für Mängel

Wer eine gebrauchte Eigentumswohnung erwirbt, die nach-
träglich Mängel aufweist, kann vom Verkäufer nach einer 
Fristsetzung statt der Beseitigung des Mangels auch Scha-
densersatz verlangen. Hierbei darf der Wohnungserwerber 
die voraussichtlich für die Behebung erforderlichen Kos-
ten veranschlagen, auch wenn er den Mangel noch nicht 
beseitigt hat. Allerdings muss die Umsatzsteuer nur dann 
ersetzt werden, wenn und soweit sie tatsächlich angefallen 
ist. Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) bestätigt.1

Der Mangel
Die Käufer erwarben im Februar 2014 eine Eigentumswoh-
nung. In dem Kaufvertrag wurde die Sachmängelhaftung 
ausgeschlossen. Zudem wurde darauf hingewiesen, dass es 
an der Schlafzimmerwand in der Vergangenheit Feuchtig-
keit gab. Der Verkäufer verpflichtete sich daher, erneut im 
Schlafzimmer auftretende Feuchtigkeit auf eigene Kosten 
zu beseitigen, falls diese sich bis zum 31. Dezember 2015 
zeigen sollte.

Nun trat Ende 2014 tatsächlich erneut Feuchtigkeit im 
Schlafzimmer auf. Die Wohnungskäufer forderten den Ver-
käufer allerdings vergeblich zu deren Beseitigung auf. Da-
raufhin holten sie selber einen Kostenvoranschlag für die 
notwendigen Arbeiten ein und verlangten gerichtlich vom 
Verkäufer die Zahlung der voraussichtlichen Mängelbesei-
tigungskosten ohne Umsatzsteuer.

Ersatz fiktiver Kosten
Die Richter gaben den Erwerbern recht. Die Käufer dürfen 
nach erfolglos gesetzter Frist zur Beseitigung des Mangels 
Schadensersatz statt der Leistung verlangen. Hierbei könn-
ten die voraussichtlich erforderlichen Kosten für die Besei-
tigung des Mangels angesetzt werden. Die Richter hielten 
diesen Anspruch auf die „fiktiven“ Mängelbeseitigungs-
kosten unter anderem darum für erforderlich, da ansons-
ten die Erwerber für die Beseitigung des Mangels immer 
in Vorkasse gehen müssten. Allerdings stellten die Richter 
klar, dass die in einem Kostenvoranschlag enthaltene Um-
satzsteuer natürlich nur dann bezahlt werden müsse, wenn 
diese auch wirklich angefallen sei, also die Arbeiten auch 
wirklich durchgeführt wurden.

Tipp
Wer eine Eigentumswohnung erwirbt und nachträglich 
Mängel entdeckt, muss dem Verkäufer zunächst eine Frist 
zur Beseitigung der Mängel einräumen. Sollte der Verkäu-
fer darauf nicht reagieren, muss der Erwerber sich Gedan-
ken machen, ob er eine finanzielle Entschädigung oder die 
Mängel tatsächlich beseitigt haben will. Im zweiten Fall 
empfiehlt es sich, erst die notwendigen Arbeiten durchfüh-
ren zu lassen und dann Schadensersatz zu fordern. Denn so 
kann man auch gleich die Umsatzsteuer ersetzt bekommen.

Gerold Happ
Geschäftsführer Immobilien- und Umweltrecht Haus 
& Grund Deutschland
Such-Code: 2106-03rs-k1

1	 BGH Urteil vom 12.03.2021 (V ZR 33/19)

Prozessführungsvollmacht bei vorzeitigem 
Erben von Eigentumswohnungen

Eine durchaus gängige Variante, Eigentum auf seine Kinder zu 
übertragen, ist die vorgezogene Erbschaft: Die Eltern übertra-
gen das Immobilieneigentum auf ihre Kinder und lassen sich 
gleichzeitig ein umfassendes Nießbrauchsrecht einräumen. 
Bei einer solchen Übertragung von Eigentumswohnungen soll-
te den Nießbrauchern aber rechtzeitig eine Vollmacht zur Pro-
zessführung eingeräumt werden, wenn diese sich weiterhin um 
die rechtlichen Belange innerhalb der Eigentümergemeinschaft 
kümmern sollen.

Denn diese Vollmacht muss bei einer Beschlussanfechtungskla-
ge der Nießbraucher innerhalb der einmonatigen Klagefrist bei 
Gericht eingereicht werden, wenn die Klage nicht von Anfang 
an unbegründet sein soll. Dies geht aus einem Urteil des Bun-
desgerichtshofs (BGH) hervor.1 Im Fall übertrug ein Ehepaar 
das Eigentum an der von ihm bewohnten Eigentumswohnung 
auf ihre Tochter und ließ sich ein Nießbrauchsrecht einräumen. 
Einige Jahre später fochten die Eltern einen Beschluss der Ge-
meinschaft an. Sie versäumten bei der Klageerhebung, die ihnen 
schon vor Jahren erteilte Prozessführungsvollmacht einzurei-
chen. Diese wurde erst im Laufe des Prozesses nachgereicht.

Frist versäumt
Doch das war dem Gericht zu spät. Zwar war die Klage zulässig, 
weil den Eltern als Nießbrauchern eine Prozessführungsvoll-
macht von ihrer Tochter als Eigentümerin erteilt worden war. 
Allerdings wies das Gericht die Klage als unbegründet ab, da 
die Vollmacht nicht innerhalb der Klagefrist vorgewiesen wur-
de. Gegen diese Entscheidung zogen die Eltern bis vor den BGH.

Rechtsklarheit hat Vorrang
Doch auch die BGH-Richter hielten an der Pflicht zur Einhal-
tung der Klagefrist fest. Zwar bestätigten sie, dass es grundsätz-
lich möglich ist, dass Nießbraucher einer Eigentumswohnung 
selbst eine Anfechtungsklage erheben, wenn sie hierfür vom Ei-
gentümer bevollmächtigt wurden. Aber die Klagefrist im Woh-
nungseigentumsrecht dient dazu, zeitnah Rechtsklarheit über 
die Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung des Gemeinschaftsei-
gentums zu erlangen. Daher müssen innerhalb der Klagefrist 
auch alle Umstände über die Prozessführungsbefugnis offenge-
legt werden. Denn nur dann können die anderen Wohnungsei-
gentümer prüfen, ob der Beschluss eventuell wirksam angefoch-
ten oder ob er bestandskräftig wird. Da die Vollmacht erst nach 
Ablauf der Frist offengelegt wurde, musste die Klage scheitern.

Praxistipp
Am besten wird die Prozessführungsvollmacht gleich im Zuge 
der Einräumung des Nießbrauchsrechts erteilt. Denn wer weiß, 
wann ein Gemeinschaftsbeschluss angefochten werden muss 
und ob dann eine entsprechende Vollmacht innerhalb der ein-
monatigen Klagefrist erteilt werden kann.2

Gerold Happ
Geschäftsführer Immobilien- und Umweltrecht Haus & 
Grund Deutschland
Such-Code: 2105-04rs-k1

1	 BGH Urteil vom 27.11.2020 (V ZR 71/20) 
2	 Das Urteil erging zwar noch vor der WEG-Reform, lässt sich aber un-

problematisch auf das neue Recht übertragen, auch wenn die Klagefrist 
inzwischen in § 45 WEG geregelt ist und nicht mehr in § 46 WEG a.F.

WOHNUNGSEIGENTUM
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Wohngebäudeversiche-
rung im Vergleich

In der Finanztest-Ausgabe 03/2021 hat 
Stiftung Warentest 178 Wohngebäude-
versicherungen untersucht. Das Ergeb-
nis: Es gibt große Unterschiede bezüg-
lich Preis und Leistung. Gut die Hälfte 
der bestehenden Versicherungen weisen 
erhebliche Lücken auf. Versicherte soll-
ten die Leistungen ihrer Police überprü-
fen. Oft fehlt die Mitversicherung grob 
fahrlässig herbeigeführter Schäden. Oft 
wird die Gefahr durch Elementarschä-
den unterschätzt oder nur mit besonde-
ren Wohnlagen in Verbindung gebracht.

Weitere wichtige Kriterien, die abge-
deckt sein sollten:
>	 Mehrkosten, die beim Wiederaufbau 

entstehen, weil behördliche Auflagen 
heute strenger sind als zum ursprüng-
lichen Bauzeitpunkt

>	 Dekontamination des Erdreichs, 
wenn zum Beispiel Heizöl ausgetreten 
ist oder die Feuerwehr einen Brand 
mit Schaum gelöscht hat

>	 Überspannung, wenn der Blitz nicht 
direkt ins Haus einschlägt, sondern in 
eine Überlandleitung und dadurch die 
Haustechnik lahmgelegt wurde

>	 Bewegungs- und Schutzkosten, wenn 
zum Beispiel nach einem schweren 
Schaden das gesamte Mobiliar mona-
telang ausgelagert werden muss

>	 Abbruch- und Aufräumkosten

Such-Code: 2106-02fv-k1

Cybercrime: So sichern
Sie sich ab

Fast täglich wird über Internetbetrug 
oder Hackerangriffe berichtet. Nicht 
nur Unternehmen sind vom digitalen 
Datenklau betroffen, auch private Haus-
halte sind vermehrt Opfer von krimi-
nellen Machenschaften. Wie können Sie 
sich vor solchen Angriffen schützen oder 
wenigstens die finanziellen Folgen sol-
cher Übergriffe absichern?

Mehr unter Such-Code: 2106-01fv-k3

Immobilienfinanzierung: 
Kosten kalkulieren

Beim Immobilienkauf gibt es neben 
dem eigentlichen Kaufpreis noch wei-
tere Kosten, die mitfinanziert werden 
müssen. Wer plant, dafür einen Kre-
dit aufzunehmen, sollte diese nicht au-
ßer Acht lassen. Um den tatsächlichen 
Preis eines Hauses oder einer Wohnung 
zu berechnen, sollten Kaufinteressenten 
alle anfallenden Kosten in die Kaufent-
scheidung mit einbeziehen. Die Neben-
kosten beim Immobilienkauf sind unter 
anderem von der Höhe des ursprüngli-
chen Kaufpreises abhängig. Insgesamt 
sollten Käufer mit einem Aufschlag von 
fünf bis zwölf Prozent rechnen.

Mehr unter Such-Code: 2105-02fv-k2

Aus Gründen des Datenschutzes 
werden die Jubiläen unserer
Mitglieder nicht in der
Online-Version
veröffentlicht.

JUBILÄEN> MEHR ONLINE

Beiträge auf www.hug-neukoelln.de

Bauleistungsversicherung
Bauherren macht das Wetter häu-
fig einen Strich durch die Rechnung. 
Frost, Schnee, Stürme oder Dauerre-
gen können die Baustelle lahmlegen. 
Darumsollte eine Bauleistungsversi-
cherung abgeschlossen werden.
Such-Code: 2105-01fv-k2

Immobilienfinanzierung: Genaue 
Kostenkalkulation ist ein Muss
Beim Immobilienkauf gibt es neben 
dem eigentlichen Kaufpreis noch eine 
Reihe weiterer Kosten, die mitfinan-
ziert werden müssen. Wer plant, da-
für einen Kredit aufzunehmen, sollte 
diese Kosten nicht außer Acht lassen.
Such-Code: 2105-02fv-k2

> BEITRÄGE ONLINE

Beiträge zum Themenbereich Steuern 
finden Sie auf www.hug-neukoelln.de

BGH: Verwalter war nur in Aus-
nahmefällen zustellungsvertre-
tungsbefugt
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat 
zur Zustellungsbevollmächtigung des 
Verwalters ein Grundsatzurteil ge-
fasst. Zu spät, denn der infrage ste-
hende Paragraf wurde im Rahmen 
der WEG-Reform gestrichen.
§ 45 Absatz 1 WEG a.F. 
Such-Code: 2105-01rs-k2

Erbschaftsteuer: Wenn der ver-
spätete Einzug in die geerbte 
Wohnung teuer wird
Kinder können erbschaftsteuerfrei 
die Immobilie der Eltern erben, wenn 
sie sie unverzüglich beziehen. So steht 
es im Erbschaft- und Schenkungsteu-
ergesetz. Was aber heißt unverzüglich 
genau und welche Umstände dürfen 
den Einzug verzögern, ohne dass die 
Steuerbefreiung entfällt?
§ 13 Absatz 1 Nummer 4c ErbStG
Such-Code: 2106-01rs-k2

Grunderwerbsteuer jetzt senken
Die Bundesregierung hat die Re-
gelungen für Immobiliendeals ver-
schärft. Haus & Grund erinnert an 
ein politisches Versprechen und for-
dert, die Grunderwerbsteuer auch für 
private Immobilienkäufer zu senken.
Such-Code: 2106-02rs-k2

Grundsteuerranking:
„Klamme Kommunen verlieren
an Attraktivität“
Im Interview interpretiert Studienlei-
ter Hanno Kempermann von IW Con-
sult die Ergebnisse der Erhebung und 
wagt einen Ausblick auf die Zukunft.
Such-Code: 2106-05pw-k2

STEUERN
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Gernot Hildebrandt �
Rechtsanwalt und Notar a.D.

Gunther Hildebrandt
Rechtsanwalt und Fachanwalt für 

Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Büro Neukölln:
Walterstraße 26 • 12051 Berlin

Telefon    030 / 233 67 99-0  
Telefax    030 / 233 67 99-1

neukoelln@kanzleihildebrandt.de  

Büro Steglitz-Zehlendorf:
Maulbronner Ufer 44 • 12247 Berlin

Telefon    030 / 774 10 53
Telefax    030 / 774 30 52

steglitz@kanzleihildebrandt.de

www.kanzleihi ldebrandt .de

Gernot Hildebrandt �
Rechtsanwalt und Notar a.D.

Gunther Hildebrandt
Rechtsanwalt und Fachanwalt für 

Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Gunter Hildebrandt
Rechtsanwalt und Fachanwalt für

Miet- und Wohnungseigentumsrecht
Walterstraße 26  ·  12051 Berlin

Telefon: 030 / 233 67 99-0  ·  Fax: -1
eMail: info@kanzleihildebrandt.de

www.kanzleihildebrandt.de
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unterstützt Sie bei

Modernisierungs-  und Instandsetzungsarbeiten
Aufmaße  ·  Ausschreibungen  ·  Kostenvergleiche

Bauleitung  ·  Rechnungsprüfungen  ·  Teilleistungen möglich

Verwaltung von Mietobjekten

Dipl.-Ing. Jürgen Papke
Kanner Straße 5  ·  12055 Berlin

Telefon: (030) 685 17 00  ·  Mobil: (0172) 311 76 92

Archi tekt
MALERMEISTER 

Inh. Hans-Jürgen Ottho
 

Wohnungsrenovierung
	 auch	Einzelzimmer	 Treppenhäuser	
	 Bauten	·	Fassaden	 Fußbodenbeläge

	 Delbrückstraße 62 Tel.: (030) 684 69 44
 12051 Berlin-Neukölln Fax: (030) 685 70 85

Haus & Grund Berlin-Neukölln
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümerverein
Berlin-Neukölln e. V.

Vorstand
1. Vorsitzender:	 Dr. Carsten Brückner
2. Vorsitzende:	 Annette Beccard
Schatzmeister:	 Gunther Hildebrandt
Beirat:	 Lars Irrgang, Hans-Jürgen Ottho

Geschäftsstelle
Kienitzer Straße 12 (Eingang Ecke Bornsdorfer Straße)
12053 Berlin-Neukölln
Telefon: 030 687 13 97	 Öffnungszeiten:
Fax: 030 681 06 73	 Mo, Di, Mi, Fr: 09:00 - 13:00 Uhr
E-Mail: info@hug-neukoelln.de	 Do: 14:00 - 18:00 Uhr

Marina Stöckel,
Groß- und Außenhandelskauffrau,
Geschäftsstelle, Mitglieder-Service

Franziska Krischok,
Informatikkauffrau,
Geschäftsstelle, Mitglieder-Service

Annette Beccard,
Kauffrau der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft,
Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit

Online-Service für Mitglieder
www.hug-neukoelln.de

Formular-Service
Nützliche Arbeitshilfen auf der Website und/oder der Geschäfts-
stelle: Mietverträge, Mieterhöhungserklärungen, Bürgschafts-
erklärungen, Wohnungsabnahmeprotokolle u. v. m. – auf dem 
neuesten rechtlichen Stand, teilweise gegen Kostenbeteiligung

Wertermittlung Ihrer Immobilie
Sachverständigennachweis auf Anfrage

Mietersolvenz-Check
Der Verein ist Mitglied bei Creditreform. Kostenpflichtige
Auskünfte über Schufa-Eintragungen betreffend Mietinteres-
senten können über die Geschäftsstelle eingeholt werden.

Vermieter-Rechtsschutz
Mitglieder erhalten günstige Konditionen bei Abschluss
eines Rechtsschutzversicherungsvertrags über Haus & Grund 
Berlin-Gruppenvertrag beim Roland Rechtsschutz.

Interessenvertretung und Unterstützung
Interessenvertretung für private Eigentümer (grundlegende 
bzw. themenbezogene Bereiche) gegenüber Politik und
Verwaltung, Mietervertretern u. a. Stellen; Information und 
Beratung der Mitglieder über allgemeine Entwicklungen, die 
ihre Interessen betreffen
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KONTAKT & SERVICE



Kerstin Sixdorf
Rechtsanwältin

Neue Kantstraße 14 (Am Lietzensee) · 14057 Berlin
Tel.: 030 364 346 87 · E-Mail: hv-sixdorf@t-online.de

ImmobIlIenveRwaltung SIxdoRf
PeRSÖnlICHe veRwaltung
von mIetSHÄuSeRn
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Beratung Dach-, Wand- und Abdichtungstechnik
Dachfenstereinbau, energetische Dachsanierung, 
neueste techn. Standards, Fassaden- und Schorn-
steinverkleidungen, Abdichtung/Sanierung von 
Flachdächern, Schieferarbeiten, Dachwartungen u. a. 

Danny Manneck, Dachdeckermeister und DEKRA zertifizierter 
Sachverständiger für Bauschadenbewertung, IQ-ZERT-zertifi-
zierter Sachverständiger für Versicherungsschäden
Beratungstermine individuell

Beratung rund um Fenster und Türen
Fenster und Türen aus Holz oder Kunststoff; energetische 
Maßnahmen im Zuge einer Fenstermodernisierung;
Lüftungskonzepte nach Fenstererneuerung; Wärmeschutz-

fenster im Baudenkmal
Michael Thieß, Tischlermeister und vereidigter Sach-
verständiger für das Tischlerhandwerk
Beratungstermine individuell

Rechtsberatung
Mietrecht (Mietverträge, Mietminderungen/-erhöhungen,
Betriebskosten, Schönheitsreparaturen, Abmahnungen, Kün-
digungen u. a.), Wohnungseigentumsrecht (Rechte und Pflich-
ten, Eigentümerversammlungen, Wirtschaftsplan, Abrechnun-

gen), Nachbarrecht, Pacht- Grundstücks-, Erbrecht
Dr. Carsten Brückner, Rechtsanwalt und Fachanwalt
für Miet- und Wohnungseigentumsrecht
jeden Donnerstag 15:00 - 18:00 Uhr
Gunther Hildebrandt, Rechtsanwalt und Fachanwalt
für Miet- und Wohnungseigentumsrecht
jeden Dienstag

Bauberatung
Geplante Baumaßnahmen (genehmigungsfrei oder -pflichtig),
geplante Modernisierungs- und Instandsetzungsarbeiten,
Verbesserung von Schall- und Wärmedämmwerten,

Baumängel, Wohnungsaufmaße nach 2. Berech-
nungsverordnung 
Dipl.-Ing. Jürgen Papke, Architekt BDB
Beratungstermine online oder individuell

Versicherungsberatung
Sachversicherungen für Privat- und Geschäftskun-
den: Wohngebäudeversicherung, Hausratversiche-
rung, Feuerversicherung u. a. m.
Frank Blankenfeld, Versicherungsfachwirt

Beratungstermine individuell

Steuerberatung
Steuerrecht, Vermietung & Verpachtung mit Abschreibungen,
Kaufpreisaufteilung, steuerliche Erb- und Schenkungsfragen;
Fragen vor dem Kauf oder durch den Verkauf; gewerblicher

Grundstückshandel u. v. m.
Dipl.-Kfm. Ronald Köbe, Steuerberater
Beratungstermine online oder individuell

Finanzierungsberatung
Alle Fragen der Immobilienfinanzierung (Modernisierung, 

Kauf, Umschuldung, Darlehen u. a.); Thema Bauspa-
ren; Hilfe bei Kauf und Verkauf
Mike Redenz, LBS-Bezirksleiter
Beratungstermine online oder individuell
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EXPERTEN-BERATER

Gebäudeenergieberatung
Betriebs- und Brandsicherheit von Feuerstätten,
Energieeffizienz von Gebäuden und technischen
Einrichtungen, Abgasmessungen, baurechtliche
Auflagen
Jessica Baschin, Schornsteinfegermeisterin und
Gebäudeenergieberaterin
Peter Lehmann, Schornsteinfegermeister, zertifizier-
ter Gebäudeenergieberater und Thermograf

jeden Mittwoch 17:00 - 18:00 Uhr

p	Unsere Experten-Berater stehen Ihnen rund um Ihre Immobilie 
zur Seite – dieser Service ist für Mitglieder kostenlos.

p	Zur Zeit finden die Beratungen telefonisch oder per E-Mail statt.

p	Beratungstermine finden Sie online auf www.hug-neukoelln.de. 
Abweichende Termine können individuell vereinbart werden.

p	Für jede Beratung ist eine Anmeldung über die Geschäftsstelle 
(telefonisch oder per E-Mail) erforderlich.



DIE ZAHL ZUM SCHLUSS

68 %
Laut der aktuellen Vermieterbefragung von 
Haus & Grund Deutschland sehen Eigentümer  
vor allem staatliches Handeln als Investitions-
hemmnis an. Die Faktoren Mietpreisbremse, 
hohe Steuerbelastung, mangelnde Förderung 
und Bürokratie machen 68 Prozent der Gründe 
aus, weshalb nicht zusätzlich in die Immobilie 
investiert wird. Weitere Ursachen sind Hand-
werkermangel und das eigene Alter.

Die Debatten über Mietendeckel, Enteignungen 
und weitere Angriffe auf das Eigentum geben 
knapp ein Viertel der Vermieter als vorrangigen 
Grund für eine Reduzierung oder gar den Ver-
zicht auf Modernisierungen an. Fast die Hälfte 
der vermietenden Eigentümer reagiert mit kon-
sequenteren Mieterhöhungen bei Neuvermie-
tung, gut 20 Prozent erhöhen Mieten auch im 
laufenden Mietverhältnis konsequenter.

Haus & Grund Vermieterbefragung 2020 mit 1.983 Teilnehmern für 5.770 Wohneinheiten.
Mehr Ergebnisse der Vermieterbefragung auf www.hug-neukoelln.de · Such-Code: 2106-100pw-k1

Mietpreisbremse 30 %	......................................

hohes Alter 18 %

Handwerkermangel 14 %

hohe Steuerbelastung 13,8 %	...........................

mangelnde staatliche Förderung 12,3 %	 ........

Bürokratie 11,9 %	...............................................

Konsequentere Mieterhöhung bei Neuvermietung ....................................................... 45,6 %

Reduzierung / Verzicht auf Modernisierungen ............................................ 23,6 %

Regelmäßige Mieterhöhung im laufenden Mietverhältnis ........ 23,4 %

Einstellen der Vermietung / Verkauf der Immobilie ... 7,1 %

30 %

18 %
14 %

13,8 %

12,3 %

15,9 %

Investitionshemnisse

Auswirkungen der Angriffe auf das Eigentum
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...

.
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...
...
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...
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.68 %


